
Vereinsrecht

Gegenanträge zu Tagesordnungspunkten müssen aufgenommen werden

Vereine müssen in der Mitgliederversammlung das Rederecht der Mitglieder sorg-
sam beachten. Werden Stellungnahmen unterdrückt, führt das regelmäßig zur
Anfechtbarkeit von Beschlüssen.

Im Fall den das Amtsgericht Düsseldorf verhandelte, hatte die Versammlungslei-
tung bei einer Online-Mitgliederversammlung die Rednerliste geschlossen, noch
bevor Wortmeldungen möglich waren. Damit waren Gegenanträge unmöglich.

Solche Gegenanträge – so das AG Düsseldorf – müssen aber grundsätzlich zu-
gelassen werden. Sie dürfen, wenn die Satzung das nicht ausschließt, selbst noch
in der Mitgliederversammlung gestellt werden, wenn sie einen inhaltlichen Zu-
sammenhang zum angekündigten Tagesordnungspunkt aufweisen.
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Mitgliederversammlung

Hinweis
Nach der vereinsrechtlichen sogenannten
Relevanztheorie gilt, dass jeder Redebeitrag
die Meinungsbildung der Versammlung we-
sentlich beeinflussen könnte. Selbst wenn die
Stimme des nicht zugelassenen Redners bei
der Auszählung keinen Ausschlag gegeben
hätte, führt deswegen die Nichtzulassung re-
gelmäßig zu einer Anfechtbarkeit der Be-
schlüsse. Das gilt z.B. auch, wenn Mitglieder
von der Versammlung ausgeschlossen oder
nicht eingeladen werden.


